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Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 

1. Abgeordneter 
Dr. de With 
(SPD) 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die in der Bild-Zeitung vom 3. März 1986 wie-
dergegebenen Äußerungen zum Ermittlungsver-
fahren gegen den Bundeskanzler des Parlamen-
tarischen Staatssekretärs beim Bundesminister 
der Justiz, Erhard ,  eine vorweggenommene Be-
weiswürdigung darstellen und geeignet sind, die 
Arbeit der Staatsanwaltschaft in unzulässiger 
Weise zu behindern? 

2. Abgeordneter 
Dr. de With 
(SPD) 

Hält die Bundesregierung in diesem Zusammen-
hang an ihrer Auffassung fest, die sie im Bericht 
„Öffentliche Vorverurteilung" und „faires Ver-
fahren" (Drucksache 10/4608 S. 32) zum Aus-
druck gebracht hat, daß öffentliche Äußerungen, 
die „eine erst aufzuklärende Tat bagatellisieren 
oder gar negieren, eine nicht leicht zu nehmende 
Gefährdung darstellen können"? 

Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 

3. Abgeordneter 
Dr. Hirsch 
(FDP) 

Ist es zutreffend, daß die Finanzverwaltung bis-
her eine datenschutzrechtliche Prüfung der aus 
Steuerstraf- und Bußgeldverfahren stammenden 
Zolldatei INZOLL verweigert hat, obwohl diese 
Daten nach § 30 Abs. 4 Ziffer 4 Abgabenord-
nung für die allgemeine Strafverfolgung zur Ver-
fügung stehen? 

4. Abgeordneter 
Dr. Hirsch 
(FDP) 

Ist es zutreffend, daß der Zoll Daten für die 
polizeiliche Rauschgiftdatei FDR liefert und ein-
geben läßt, sich aber weige rt, die Richtigkeit der 
Speicherungen datenschutzrechtlich prüfen zu 
lassen? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Wi rtschaft  

5. Abgeordneter 
Wolfram 
(Recklinghausen) 
(SPD) 

Wie beurteilt die Bundesregierung die öffentli-
che Erklärung des bayerischen Wirtschaftsmini-
sters Jaumann (CSU), daß sich die CDU/CSU

-

geführten Bundesländer nicht mehr an den „ 15-
Jahre-Kohleverstromungsvertrag" gebunden 
fühlen? 

6. Abgeordneter 
Wolfram 
(Recklinghausen) 
(SPD) 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Drohung 
der CDU/CSU-regierten Bundesländer, die Er-
höhung der Ausgleichsabgabe zu verhindern, 
und welche rechtlichen Möglichkeiten, um das 
durchzusetzen, haben die CDU/CSU-Wirt-
schaftsminister? 
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7. Abgeordneter 
Kolbow 
(SPD) 

Welche Erkenntnisse besitzt die Bundesregie-
rung über die Beteiligung bundesdeutscher Fir-
men an der Ausschreibung für Architekturstu-
dien der Phase II des SDI-Programms, die sich 
auf die europäische Raketenabwehr beziehen? 

8. Abgeordneter 
Stiegler 
(SPD) 

Treffen Hinweise zu, wonach das Bundesmini-
sterium für Wirtschaft die übergeordneten 
Schwerpunkte im Zonenrandgebiet (Subven-
tionswert 25 v. H.) im Zuge der beabsichtigten 
Reform der Gemeinschaftsaufgabe „Förderung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur" abschaffen 
will, und wie rechtfertigt die Bundesregierung 
eine solche Benachteiligung des Zonenrandge-
biets und des bayerischen Grenzlandes? 

9. Abgeordneter 
Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 

Kann die Bundesregierung die Mitteilung bestä-
tigen, daß die Volksrepublik Polen „der Bundes-
republik Deutschland 10,5 Milliarden DM schul-
det" (Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 
12. März 1986), oder ist die Mitteilung vom 
23. Oktober 1985 (Plenarprotokoll 10/167) rich-
tig, daß sich die Zahlungsverpflichtungen der 
Volksrepublik Polen auf 7,3 Milliarden DM be-
laufen, wozu noch 390 Millionen DM Zinsver-
pflichtungen hinzuzuzählen seien? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

10. Abgeordneter 
Schulze 
(Berlin) 
(CDU/CSU) 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß auch im 
Jahre 1985 wieder im bedenklichen Umfange 
Bienenvölker in der Bundesrepublik Deutsch-
land (einschließlich Berlin [West]) von der Var-
roatose befa llen wurden und dadurch in nicht 
unerheblichem Maße den Imkern und der Volks-
wirtschaft Schaden zugefügt wurde? 

11. Abgeordneter 
Schulze 
(Berlin) 
(CDU/CSU) 

Trifft es zu, daß die durch die Varroamilbe verur-
sachte Bienenseuche auch aus der DDR in die 
Bundesrepublik Deutschland (einschließlich Ber-
lin [West]) übertragen wurde, wenn ja, welche 
Vereinbarungen sind mit der DDR über gemein-
same wirksame Bekämpfungsmethoden getrof- 
fen worden? 

12. Abgeordneter 
Werner 
(Dierstorf) 
(DIE GRÜNEN) 

Was meint der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten, Kiechle, konkret, 
wenn er auf die Frage, was ein Bauer als Früh-
rentner macht, antwortet, daß „er ... Heu ma-
chen, Futtergetreide anbauen (kann), aber eben 
darauf verzichten muß, intensiv zu düngen", und 
wie will er die Einhaltung einer solchen Bewirt-
schaftung sicherstellen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 

13. Abgeordneter 
Ewen 
(SPD) 

Trifft es zu, daß die Inanspruchnahme des § 105 c 
AFG zu Nachteilen führen kann, und wenn ja, zu 
welchen? 

14. Abgeordneter 
Ewen 
(SPD) 

Werden ältere Arbeitslose vor der Inanspruch-
nahme des § 105 c AFG in den Arbeitsämtern so 
beraten, daß auch mögliche Nachteile, die sich 
aus der individuellen Sicht ergeben, berücksich-
tigt werden? 

15. Abgeordneter 
Reschke 
(SPD) 

Stimmt die Berechnung der Zeitschrift „Impulse" 
in ihrer Ausgabe Nr. 3/86, S. 24 ff., daß die ge-
planten Änderungen des Ladenschlußgesetzes 
bundesweit nur auf 240 Händler zutreffen, so-
fern alle Bundesländer von der Neuregelung Ge-
brauch machen, und welche Bundesländer ha-
ben bisher Verzicht auf Anwendung der erwei-
terten Regelungen zum Ladenschlußgesetz si-
gnalisiert? 

Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 

16. Abgeordneter 
Kirschner 
(SPD) 

Wie beurteilt die Bundesregierung die in der 
Ausgabe vom 12. Dezember 1985 im „ Gränzbo-
te" -Tuttlingen wiedergegebene Äußerung eines 
Telefongesprächs eines Redakteurs mit dem 
Kommandeur der 10. Panzerdivision, wonach 
dieser sagte: „Es ist keine Frage, daß die gegen-
wärtige NATO-Doktrin den Atomwaffeneinsatz 
vorsieht, auch den Erstschlag."? 

17. Abgeordneter 
Kirschner 
(SPD) 

Wie definiert die Bundesregierung diese Aussa-
ge im Rahmen der NATO-Doktrin? 

18. Abgeordneter 
Tatge 
(DIE GRÜNEN) 

Zu welchem Zeitpunkt sieht sich die Bundesre-
gierung in der Lage, Angaben über Ablauf und 
Ursache durch Tieflugabstürze in der Pfalz zu 
machen, da der Bundesminister der Verteidi-
gung sich in dem Schreiben vom 3. März 1986 in 
der Beantwortung der Kleinen Anfrage der Ab-
geordneten Tatge, Lange und der Fraktion DIE 
GRÜNEN (Drucksache 10/5142) nicht in der La-
ge gesehen hat, genauere Angaben zu machen? 

19. Abgeordneter 
Tatge 
(DIE GRÜNEN) 

Ist der Bundesminister der Verteidigung bereit, 
sofort nach Abschluß der Untersuchungen der 
Unfälle und nach vorliegenden Angaben über 
Ablauf und Ursache der Unfälle den Abgeordne-
ten Tatge umfassend zu informieren? 
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20. Abgeordneter 
Voigt 
(Frankfurt) 
(SPD) 

Gibt es Beschlüsse der Bundesregierung oder 
des Bundessicherheitsrates, mit Vorstudien, For-
schungs- oder Entwicklungsarbeiten für eine 
taktische Raketenabwehr zu beginnen oder sich 
daran zu beteiligen, und wenn ja, von wann 
datieren solche Beschlüsse? 

21. Abgeordneter 
Voigt 
(Frankfurt) 
(SPD) 

Gibt es in der NATO Beschlüsse, mit Vorstudien, 
Forschungs- oder Entwicklungsarbeiten für eine 
taktische Raketenabwehr in Europa zu begin-
nen, und in welcher Weise wurden solche Be-
schlüsse gegebenenfalls umgesetzt? 

22. Abgeordneter 
Gerstl 
(Passau) 
(SPD) 

Seit wann wurde die Bundesregierung von der 
amerikanischen Regierung über das amerikani-
sche ATM-Programm informiert? 

23. Abgeordneter 
Heistermann 
(SPD) 

Welche sowjetischen ballistischen und anderen 
Flugkörper sollen durch das amerikanische 
ATM-Programm bekämpft werden können? 

24. Abgeordneter 
Heistermann 
(SPD) 

Liegen der Bundesregierung die Erkenntnisse 
der im Rahmen des Bundeshaushalts 1985 bei 
einem amerikanischen Institut bestellten Gut-
achten zur „Bewertung der Rea lisierbarkeit 
eines Systems zur Abwehr ballistischer, takti-
scher Raketen in Mitteleuropa einschließlich der 
Bewertung der Wirksamkeit eines solchen Sy-
stems" vor und gegebenenfalls seit wann? 

25. Abgeordneter 
Wiefel 
(SPD) 

Wann und in welcher Form hat die Bundesregie-
rung die parlamentarischen Gremien über die 
von der amerikanischen Regierung erhaltenen 
Informationen und über den Stand ihrer Überle-
gungen zur taktischen Raketenabwehr infor-
miert? 

26. Abgeordneter 
Dr. Scheer 
(SPD) 

Teilt die Bundesregierung die von Bundesmini-
ster Dr. Wörner in einem Presseartikel am 28. Fe-
bruar 1986 in der ZEIT geäußerte Auffassung, 
„daß ABM-Vertrag und Flugkörperabwehr in 
Europa nichts miteinander zu tun haben"? 

27. Abgeordneter 
Dr. Scheer 
(SPD) 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Notwen-
digkeit eines europäischen Verteidigungssy-
stems oder eines taktischen Raketenabwehr-Sy-
stems zum militärischen Punktschutz für den 
Fall, daß im Rahmen einer amerikanischen-so-
wjetischen Vereinbarung die atomaren Mittel- 
und Kurzstreckensysteme aus Europa ganz ab-
gezogen würden? 

28. Abgeordneter 
Jungmann 
(SPD) 

Kann die Bundesregierung die Aussage des Par-
lamentarischen Staatssekretärs Würzbach in der 
Fragestunde des Deutschen Bundestages vom 
16. Januar 1986 (Plenarprotokoll 10/187) bestäti-
gen, wonach die Entwicklung von PATRIOT- 
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Raketen mit einer Abwehrfähigkeit gegen so-
wjetische SS 21 und SS 23 „möglicherweise 
gegen Ende dieses Jahrzehnts in die Praxis 
umgesetzt werden" könnte? 

29. Abgeordneter 
Horn 
(SPD) 

Wie viele Offiziere haben bisher Antrag auf früh-
zeitige Entlassung nach dem „Gesetz zur Ver-
besserung der Personalstruktur in den Streitkräf-
ten" gestellt? 

30. Abgeordneter 
Horn 
(SPD) 

Welche einzelnen Entwicklungsarbeiten sind 
nach Kenntnis der Bundesregierung im Rahmen 
des amerikanischen ATM-Programms in Angriff 
genommen worden, und wie ist der Stand dieser 
Entwicklungsarbeiten? 

31. Abgeordneter 
Steiner 
(SPD) 

In welcher Höhe -beabsichtigt die Bundesregie-
rung, Haushaltsmittel für die Entwicklung eines 
Systems zur Abwehr taktischer, ballistischer und 
anderer Flugkörper in den Bundeshaushalt 1987 
einzustellen? 

32. Abgeordnete 
Frau 
Fuchs 
(Verl) 
(SPD) 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, die 
Bundesrepublik Deutschland solle sich die Er-
gänzung des SDI-Programms der Amerikaner 
zur Aufgabe machen und Abwehrsysteme gegen 
all diejenigen Bedrohungen aus der Luft entwik-
keln, die von der Strategischen Verteidigungsin-
itiative nicht abgedeckt werden, dies gelte ins-
besondere für Kurz- und Mittelstreckenraketen 
und Cruise-Missiles? 

33. Abgeordnete 
Frau 
Fuchs 
(Verl) 
(SPD) 

Welche sowjetischen ballistischen und anderen 
Flugkörper sind es im einzelnen, die nach Auf-
fassung der Bundesregierung im Rahmen der 
von Bundesminister Dr. Wörner vorgeschlage-
nen „erweiterten Luftabwehr" abgewehrt wer-
den sollen? 

34. Abgeordneter 
Pauli 
(SPD) 

Wie erklärt sich die Bundesregierung den Wider-
spruch zwischen der Aussage des Parlamentari-
schen Staatssekretärs beim Bundesminister der 
Verteidigung in der Fragestunde des Deutschen 
Bundestages am 12. März 1986 und der Aussage 
des damaligen Leiters des ES-Referates vor dem 
1. Untersuchungsausschuß der 5. Wahlperiode 
des Deutschen Bundestages am 18. Juni 1968 
(Plenarprotokoll 10/187), als dieser erklärte: 
„Teile der MAD-Gruppe S unterliegen meiner 
Fachaufsicht."? 

35. Abgeordneter 
Pauli 
(SPD) 

Welche konkreten Aufgaben hatten jene Teile 
der MAD-Gruppe S, die der Fachaufsicht des 
damaligen Leiters des ES-Referates und heuti-
gen Hauptabteilungsleiters Rüstung unterlagen? 
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36. Abgeordneter 
Stiegler 
(SPD) 

Nach welcher Vorschrift des Grundgesetzes 
rechtfertigt die Bundesregierung die Gestellung 
von Sanitätspanzern M 113 (SPz 10) einschließ-
lich von Soldaten als Kraftfahrer „im Wege der 
Amtshilfe" bei Demonstrationen auf Anforde-
rung des Bayerischen Staatsministeriums des In-
nern, und wird sie den entsprechenden Standort-
befehl 1/83 des Verteidigungskreiskomman-
dos 621 in der Fassung vom 10. Januar 1983 trotz 
der einschränkenden Bestimmungen der Arti-
kel 35 und 91 des Grundgesetzes so aufrechter-
halten? 

37. Abgeordneter 
Vogel 
(München) 
(DIE GRÜNEN) 

Wie steht die Bundesregierung zu dem Befehl 1/ 
83 des Verteidigungskreiskommandos 621 Am-
berg (StaÄ AZ. 12/01/00) vom 10. Januar 1983, 
der besagt, daß auch Sanitätspanzer M 113 der 
Bundeswehr zur Bergung Verletzter bei schwer-
ster Gewaltkriminalität und bei Demonstratio-
nen angefordert werden können, und welche 
Folgerungen resultieren aus diesem Befehl für 
die Einheiten der Bundeswehr im Zusammen-
hang mit der Demonstration in Wackersdorf? 

38. Abgeordneter 
Vogel 
(München) 
(DIE GRÜNEN) 

Trifft es zu, daß über diesen Befehl eine generel-
le Absprache zwischen dem Bundesministerium 
der Verteidigung und der bayerischen Staatsre-
gierung besteht? 

39. Abgeordneter 
Rusche 
(DIE GRÜNEN) 

Welches sexuelle Verhalten kann nach Ansicht 
des Bundesministeriums der Verteidigung zu 
einer Erpressung führen, wenn es anstelle „ab-
norme Veranlagung auf sexuellem Gebiet" jetzt 
bei der Beschreibung eines Sicherheitsrisikos 
„sexuelles Verhalten, das zu einer Erpressung 
führen kann" heißt, wie die Tageszeitung 
Express vom 14. Februar 1986 meldet? 

40. Abgeordneter 
Rusche 
(DIE GRÜNEN) 

Teilt die Bundesregierung die Ansicht der oben 
zitierten Zeitschrift, daß es Nachforschungen wie 
beim früheren Vier-Sterne-General Kießling nun 
nicht mehr geben kann, wenn ja, wie begründet 
sie das? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, 
Familie und Gesundheit 

41, Abgeordneter 
Dr. Weng 
(Gerlingen) 
(FDP) 

Was hindert die Bundesregierung am völligen 
Verbot von sogenannten Ärztemustern als Mittel 
der Marktstrategie von Firmen der pharmazeuti-
schen Industrie? 

42. Abgeordneter 
Fiebig 
(SPD) 

Sind der Bundesregierung Forschungsergebnis-
se aus den USA bekannt (Sendung des WDR 
„Medizin-Magazin vom 20. Januar 1986"), de-
nen zufolge Verhaltensauffälligkeiten bei Kin

-

dern durch Stoffwechselstörungen auf Grund 
des Überangebots von Nahrungsphosphaten 
hervorgerufen werden (MzD, minimale zerebra-
le Dysfunktion), wenn ja, welche Konsequenzen 
gedenkt die Bundesregierung im Lebensmittel-
recht zu ziehen? 
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43. Abgeordneter 
Fiebig 
(SPD) 

Ist die Bundesregierung bereit, Forschungen auf 
diesem Gebiet zu fördern, um die Verbraucher 
vor einem Überangebot von Nahrungsphospha-
ten zu schützen und gegebenenfalls durch die 
Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung 
zu warnen? 

44. Abgeordneter 
Jaunich 
(SPD) 

Trifft es zu, daß Steuerpflichtige, deren Kinder 
nur für einen einzigen Tag (31. Dezember) des 
Kalenderjahres die kindergeldrechtlichen Vor-
aussetzungen erfüllen, den Kinderfreibetrag des 
Einkommensteuergesetzes voll nutzen können, 
während Eltern, die als Ausgleich den Kinder-
geldzuschlag erhalten, in diesem Fa ll  nur für 
einen Monat Anspruch auf den Kindergeldzu-
schlag haben, und wenn ja, wie begründet die 
Bundesregierung die dann zum Ausdruck kom-
mende Diskriminierung der „ Kindergeldzu-
schlagsfamilien " ? 

45. Abgeordneter 
Jaunich 
(SPD) 

Welche Familiengruppen/Einkommensgruppen 
sind die Hauptbetroffenen dieser Diskriminie-
rung? 

46. Abgeordnete 
Frau 
Weyel 
(SPD) 

Ist die Bundesregierung der Meinung, daß die 
mit dem Text „Der LV Hessen hat, um zukünftig 
bei besonderen Geburtstagen oder ähnlichen 
Anlässen von Mitgliedern etwa einheitlich zu 
verfahren, selbstklebende Etiketten für Weinfla-
schen anfertigen lassen. Sie sollten, versehen mit 
dem Jahrgang und dem Namen des Mitgliedes, 
nach Entfernen des Originaletikettes auf eine 
vom jeweiligen Ortsverband beschaffte Flasche 
Wein aufgeklebt werden und so als BGV-Ge-
schenk dienen. Damit wird sichergestellt, daß 
mit einem preiswerten aber ansprechenden Ge-
schenk die Mitglieder gleichermaßen zu einem 
persönlichen Anlaß bedacht werden können und 
trotzdem die Kasse des OV geschont wird. Ich 
bitte, ab sofort so zu verfahren." vorgesehene 
Etikettierung von Weinpräsenten durch einen 
Verband mit dem geltenden Weinrecht ver-
einbar ist, und welche Folgerungen zieht die 
Bundesregierung aus dem vorliegenden Vor-
gang? 

47. Abgeordneter 
Werner 
(Dierstorf) 
(DIE GRÜNEN) 

Wieso haben Bundesregierung und zuständige 
Behörden nicht sofort Maßnahmen zur sofortigen 
Schlachtung der Tausende mit verbotenen Hor-
monen behandelten Mastkälber und deren Ver-
wertung zu Nichtnahrungszwecken ergriffen, 
anstelle sie zwar zu beschlagnahmen, dabei aber 
durch eine Freigaberegelung für eine Verwen-
dung der beanstandeten Tiere zu Zuchtzwecken 
(was durch die vorherige Selektion zur Mast un-
logisch ist) die Möglichkeit schafft, durch Betrug 
bei der Deklaration Fleisch von beschlag-
nahmten Tieren in den Verkehr zu bringen, wie 
es letzte Woche bekanntwurde? 
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48. Abgeordneter 
Lowack 
(CDU/CSU) 

Weshalb wurden Asylanten bzw. Asylbewerber 
nicht zu sinnvoller Arbeit herangezogen, die der 
Allgemeinheit dienen könnte und der Men-
schenwürde der Betroffenen eher entspricht als 
quälendes Nichtstun? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 

49. Abgeordneter 
Klose 
(SPD) 

Weiß die Bundesregierung von Plänen der Deut-
schen Bundesbahn, mit ihrer Tochtergesellschaft 
Transfracht sowie den belgischen und niederlän-
dischen Eisenbahnen, eine Gesellschaft zur Ab-
wicklung des deutschen Containerverkehrs über 
die Häfen Antwerpen, Rotterdam und Amster-
dam zu gründen? 

50. Abgeordneter 
Klose 
(SPD) 

Wie beurteilt die Bundesregierung diese Pläne 
im Hinblick auf die ohnehin durch Wettbewerbs-
verzerrung benachteiligten deutschen Nordsee-
häfen, vor allem Bremen/Bremerhaven und 
Hamburg? 

51. Abgeordneter 
Grünbeck 
(FDP) 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, bei 
Eisenbahnzügen – insbesondere im Nahver-
kehr – die Abteile der 1. Klasse generell für 
Schwerstbehinderte mit Fahrausweisen für die 
2. Klasse zu öffnen, um diesem Personenkreis 
den auf Grund ihrer Behinderung erforderlichen 
Sitzplatz zu sichern? 

52. Abgeordneter 
Reschke 
(SPD) 

Ist die Bundesregierung angesichts des Unfalls 
eines elfjährigen Jungen am 15. Februar 1986 in 
Essen der Ansicht, daß die Stromführungsanla-
gen der Deutschen Bundesbahn ausreichend ge-
gen spielende Kinder gesichert sind, und welche 
Unfälle ähnlicher Art  haben sich in der Vergan-
genheit ereignet? 

53. Abgeordneter 
Dr. Schwenk 
(Stade) 
(SPD) 

Lagen der Bundesregierung während der Auf-
stellung oder bis zum Abschluß der Ausschußbe-
ratungen zum Bundesfernstraßenplan 1985 die 
für die Landesregierung Niedersachsen zur 
A 26(B 73) gefertigten Gutachten bzw. gutachtli-
chen Stellungnahmen vollständig vor, insbeson-
dere eine Variantenuntersuchung? 

54. Abgeordneter 
Dr. Schwenk 
(Stade) 
(SPD) 

Gab es zur Aufstellung bzw. zur Ausschußbera-
tung zur A 26 (B 73) einen Schnellbrief der nie-
dersächsischen Landesregierung anstelle von 
Gutachten bzw. gutachterlichen Stellungsnah

-

men, und inwieweit wich dessen (oder bei meh-
reren Briefen) deren Inhalt von jenen ab? 

55. Abgeordneter 
Pöppl 
(CDU/CSU) 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
das mit der Nutzung von Krafträdern verknüpfte 
Unfallrisiko, insbesondere bei Jugendlichen, 
außerordentlich und überproportional hoch ist 
und daß relativ instabile, dem Fahrer keinen 
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Schutz gewährende, schwierig zu beherrschen-
de und für andere Verkehrsteilnehmer schwer 
erkenn- und berechenbare Verkehrsmittel Mo-
torrad besonders hohe Anforderungen an das 
physische und psychische Leistungsvermögen 
der Fahranfänger stellt, und ist es richtig, daß 
zudem die Nutzer dieses Verkehrsmittels über-
wiegend junge Menschen sind, die sich oft noch 
in einem Reifungsprozeß befinden und deren 
Neigung zum Erprobungsverhalten erst mit der 
sich langsam entwickelnden emotionalen Stabi-
lität der Persönlichkeit abgebaut wird? 

56. Abgeordneter 
Pöppl 
(CDU/CSU) 

Sieht die Bundesregierung es als ein zweckdien-
liches Mittel der Verkehrssicherheit in diesem 
Bereich an, in absehbarer Zeit für Jugendliche 
ab dem 16. Lebensjahr die Benutzung von Perso-
nen-Kleinkraftwagen mit Geschwindigkeits- 
und Leistungsbegrenzung zu erlauben, und sieht 
sie es als richtig an, daß für jugendliche Fahran-
fänger der Wegfall der Instabilität des Kraftfahr-
zeugs eine wesentliche Hilfe bei der Einführung 
dieses Personenkreises in den motorisierten Stra-
ßenverkehr bringen würde? 

57. Abgeordneter 
Wittmann 
(Tännesberg) 
(CDU/CSU) 

Wie erklärt sich die Bundesregienmg die Diskre-
panz zwischen der Antwort auf meine parlamen-
tarische Anfrage vom 28. Januar 1986, in der 
zum Ausdruck gebracht wurde, daß es keine 
konkreten Streckenstillegungspläne der Deut-
schen Bundesbahn (DB) für die Strecke Neu-
stadt/Weinstraße—Floß gibt und der Aussage 
des Bayerischen Staatsministers für Wirtschaft 
und Verkehr, Jaumann, vom Mittwoch, den 
12. März 1986 gegenüber der CSU-Landtags-
fraktion in München, daß die Strecke Neustadt/ 
Weinstraße—Floß zu den Linien gehöre, auf de-
nen die DB den Personennahverkehr einstellen 
will, und wie sieht die Zukunft der Strecke Neu-
stadt/Weinstraße—Floß nun wirklich aus? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für das Post- 
und Fernmeldewesen 

58. Abgeordneter 
Paterna 
(SPD) 

Zu welchem Zweck betreibt APF (AKTUELL 
Presse-Fernsehen GmbH & Co. KG) am Mexiko-
ring in Hamburg neuerdings eine Satellitenemp-
fangs- und -sendeanlage, und auf welcher 
Rechtsgrundlage beruht dieser Bet rieb? 

59. Abgeordneter 
Paterna 
(SPD) 

Inwieweit wird durch den Betrieb dieser Fern-
meldeanlage die „Vereinbarung über Techni-
sche Leistungen der Deutschen Bundespost bei 
Ton- und Fernsehübertragungen zwischen der 
AKTUELL Presse-Fernsehen GmbH & Co. KG 
und der Deutschen Bundespost" bezüglich der 
laufenden monatlichen Entgelte und bezüglich 
der ab 1. Januar 1987 vereinbarten Abrech-
nungsmodalitäten berührt? 
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60. Abgeordneter 
Liedtke 
(SPD) 

Wie werden Lohn- und Gehaltskürzungen auf 
Grund einer Teilnahme an Warnstreiks, Demon-
strationen gegen die Änderung des § 116 AFG 
etc. bei der Deutsche Bundespost EDV-mäßig 
bearbeitet, und erlauben die verwendeten 
Schlüssel eine Differenzierung nach Fa ll

-gruppen? 

61. Abgeordneter 
Liedkte 
(SPD) 

Welche Vorschriften und technischen Vorkeh-
rungen bezüglich Löschung, Nichtweitergabe an 
andere Dienststellen etc. gibt es bei der Deut-
schen Bundespost, und wie beurteilt die Bundes-
regierung dieses Verfahren unter datenschutz-
rechtlichen Gesichtspunkten? 

62. Abgeordneter 
Peter 
(Kassel) 
(SPD) 

Wie wirkt sich die zunehmende Automatisierung 
bei der Deutschen Bundespost im besonderen 
auf Arbeitsplätze aus, auf denen schwerbehin-
derte Arbeitnehmer bislang beschäftigt werden 
konnten (im besonderen Rundfunk-, Renten- 
und Zeitungsstellen)? 

63. Abgeordneter 
Peter 
(Kassel) 
(SPD) 

Gibt es zumutbare ausreichende Umsetzungs-
möglichkeiten für schwerbehinderte, minderein-
satzfähige Arbeitnehmer/innen, bzw. welche 
Maßnahmen zur Vermeidung wi rtschaftlicher 
und sozialer Härten für Schwerbehinderte, die 
sich aus den Rationalisierungsmaßnahmen erge-
ben, sieht die Verwaltung der Deutschen Bun-
despost vor? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 

64. Abgeordneter 
Werner 
(Westerland) 
(DIE GRÜNEN) 

Wie stellt die Bundesregierung sicher, daß die 
von ihr dem Land Berlin gewährten Finanzhilfen 
für den sozialen Wohnungsbau nicht zur Finan-
zierung überteuerter Sozialwohnungen (vgl. 
„Sozialwohnungen zum Preis von Villen im Gru-
newald" in Frankfurter Rundschau vom 12. Fe-
bruar 1986) verwendet werden? 

65. Abgeordneter 
Werner 
(Westerland) 
(DIE GRÜNEN) 

In welchem Umfang wurde der Bund in den 
vergangenen zehn Jahren von den einzelnen 
Bundesländern bei Ausfällen von Bürgschaften 
für den Wohnungsbau in Form von Rückbürg-
schaften in Anspruch genommen? 

66. Abgeordneter 
Dr. Sperling 
(SPD) 

Welche Maßnahmen sind 1985 an Gebäuden in 
Bundesbesitz durchgeführt worden, um zur 
Energieeinsparung bei der Heizung und zur Ver-
ringerung der Umweltbelastung beizutragen? 

67. Abgeordneter 
Dr. Sperling 
(SPD) 

Um wieviel Prozent sind durch diese Maßnah-
men die Emissionen vermindert worden? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Forschung 
und Technologie 

68. Abgeordneter 
Grunenberg 
(SPD) 

Kann die Bundesregierung Auskunft darüber ge-
ben, wann damit zu rechnen ist, daß das Projekt 
„Monopteros" in Bremerhaven weitergeführt 
wird? 

69. Abgeordneter 
Dr. Kübler 
(SPD) 

Wie ist der Stand der Verhandlungen zum Ab-
schluß des neuen Risikobeteiligungsvertrages 
bezüglich des SNR 300, -und treffen Pressemel-
dungen zu, wonach der Bundesminister für For-
schung und Technologie, Dr. Riesenhuber, ge-
gen eine Aufstockung der Risikobeteiligung von 
150 Millionen DM auf 500 Millionen DM offen-
bar keine Einwände mehr hat? 

70. Abgeordneter 
Dr. Kübler 
(SPD) 

Geht die Bundesregierung davon aus, daß bei 
einer Verfügbarkeit des SNR 300 von 60 v. H. 
die Beteiligungssumme von 500 Millionen DM 
ausreicht, um die Betriebskosten zu decken, und 
besteht auf seiten der Bundesregierung die 
Absicht, die Risikobeteiligung gegebenenfalls 
weiter zu erhöhen? 

71. Abgeordneter 
Lennartz 
(SPD) 

Wieviel an öffentlichen Mitteln sind in der Bun-
desrepublik Deutschland und in der EG zur Er-
froschung und Erprobung der Kohleverflüssi-
gung und Kohlevergasung aufgewendet 
worden? 

Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 

72. Abgeordneter 
Verheugen 
(SPD) 

Kann die Bundesregierung den Bericht der süd-
afrikanischen Zeitschrift „Financial Mail" vom 
18. Oktober 1985 bestätigen, wonach in der Re-
publik Südafrika zwischen 1,3 Millionen und 
1,8 Millionen Weiße die Staatsangehörigkeit 
eines EG-Mitgliedstaates besitzen, davon 
100 000 die deutsche Staatsangehörigkeit? 

73. Abgeordneter 
Verheugen 
(SPD) 

Verfügt die Bundesregierung über Erkenntnisse, 
in welchem Umfang deutsche Staatsangehörige 
in Südafrika der Wehrpflicht unterliegen und 
den Wehrdienst ableisten? 

74. Abgeordnete 
Frau 
Dr. Hamm-Brücher 
(FDP) 

Gibt es Erkenntnisse, daß – entgegen der Zusage 
von Staatspräsident Botha – in Südafrika weiter 
Zwangsumsiedlungen gegen den Willen der 
schwarzen Bevölkerung in „Homelands" durch-
geführt werden? 
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75. Abgeordnete 
Frau 
Dr. Hamm-Brücher 
(FDP) 

Trifft es zu, daß die Gemeinde Machakaneng, 
die sich wiederholt und einstimmig gegen die 
Zwangsumsiedlung nach Bophuthatswanathat 
ausgesprochen hat, nun doch entgegen der Zu-
sage von Staatspräsident Botha zwangsumgesie-
delt wird? 

76. Abgeordnete 
Frau 
Borgmann 
(DIE GRÜNEN) 

Hat die Bundesregierung inzwischen ein neues 
Kulturabkommen mit Südafrika ausgehandelt, 
oder wird nach Ablauf der Kündigungsfrist des 
alten Abkommens am 17. März 1986 ein ver-
tragsloser Zustand eintreten? 

77. Abgeordnete 
Frau 
Borgmann 
(DIE GRÜNEN) 

Wie kann die Bundesregierung vor der interna-
tionalen und bundesdeutschen Öffentlichkeit ih-
ren Wunsch rechtfertigen, gerade jetzt mit dem 
Apartheid-Staat ein neues Kulturabkommen 
auszuhandeln, wo die Unterdrückung der 
schwarzen Mehrheit in Südafrika ein bisher 
nicht bekanntes Maß angenommen hat? 

78. Abgeordneter 
Volmer 
(DIE GRÜNEN) 

Wie verhält sich die Bundesregierung angesichts 
der seit Januar 1986 zunehmenden Attacken der 
srilankischen Sicherheitskräfte, bei denen unter 
dem Vorwand der Terroristenbekämpfung seit 
dieser Zeit Informationen des Südasien-Büros 
zufolge mehrere hundert tamilische Zivilisten 
ums Leben kamen? 

79. Abgeordneter 
Volmer 
(DIE GRÜNEN) 

Verfügt die Bundesregierung über Informatio-
nen eines angeblich von srilankischen Regie-
rungstruppen begangenen Massakers im Gebiet 
des Luhugala-Nationalparks am 19. Februar 
1986, bei denen nach Informationen des Süd-
asien-Büros 68 tamilische Bauern auf brutalste 
Weise ermordet wurden sowie über Informatio-
nen, über die seit Anfang 1986 fast täglich statt-
findenden Luftangriffe auf tamilische Gebiete 
des Nordens von S ri  Lanka? 

80. Abgeordneter 
Dr. Ehmke 
(Bonn) 
(SPD) 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung in Was-
hington vorstellig geworden ist, um die amerika-
nische Antwort auf die Abrüstungsvorschläge 
von Generalsekretär Gorbatschow mit Bedin-
gungen über den Abbau der sowjetischen Mit-
telstreckenraketen im asiatischen Teil der So-
wjetunion zu verknüpfen, und trifft es ferner zu, 
daß es die Bundesregierung versäumt hat, ihrer-
seits auf den Abzug der seit 1983 zusätzlich in 
der DDR und der CSSR aufgestellten sowjeti-
schen Raketen kürzerer Reichweite zu drängen, 
obwohl sowohl der sowjetische Außenminister 
wie der Staatsratsvorsitzende der DDR, Honek-
ker, in Interviews eine Rücknahme auch dieser 
Raketen aus der Bundesrepublik Deutschland in 
Aussicht gestellt haben? 
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81. Abgeordneter 
Dr. Ehmke 
(Bonn) 
(SPD) 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung mit dem 
Argument, man wolle für die Bundesrepublik 
Deutschland keine an Besatzungsrecht erinnern-
den Regelungen schaffen, eine Einigung über 
eine angemessene Ve rifikation der Warschauer-
Pakt- wie der NATO-Streitkräfte bei den Wiener 
MBFR-Verhandlungen erschwert? 

82. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 
(CDU/CSU) 

Trifft es zu, daß eine große Zahl von Fernlast-
kraftfahrern, darunter zahlreiche Deutsche, mit 
ihren Kraftfahrzeugen in Griechenland festge-
halten und von streikenden Transportarbeitern 
bedroht und teilweise angegriffen worden sind, 
und wie beurteilt die Bundesregierung bejahen-
denfalls diese Vorgänge in einem dem Europarat 
und der EG angehörenden europäischen Staat? 

83. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 
(CDU/CSU) 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
ergriffen und wird sie noch ergreifen, um dafür 
zu sorgen, daß die deutschen Fernfahrer, die in 
Griechenland mit ihren Lastzügen festgehalten 
werden, ihre Aufträge ordnungsgemäß erfüllen 
und ungefährdet in die Bundesrepublik Deutsch-
land zurückkehren können? 

84. Abgeordneter 
Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 

Welche Informationen liegen der Bundesregie-
rung darüber vor, daß die deutsch-polnischen 
Schulbuchempfehlungen in der Volksrepublik 
Polen „nur teilweise umgesetzt worden sind" ? 

Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 

85. Abgeordneter 
Dr. Weng 
(Gerlingen) 
(FDP) 

Welche Gründe hindern die Bundesregierung, 
bleihaltiges Normalbenzin zu verbieten und da-
durch einen zusätzlichen Schub für Anschaffung 
und Umrüstung umweltfreundlicher Kraftfahr-
zeuge auszulösen? 

86. Abgeordneter 
Grünbeck 
(FDP) 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie-
rung, einen wirksamen Beitrag zur Reinhaltung 
der Luft durch Reduzierung der Emissionen aus 
Heizungsanlagen außerhalb des Wohnhausbe-
reiches (beispielsweise größere Behörden, Kran-
kenhäuser, gewerbliche Bet riebe) durch Anreize 
zu erzielen? 

87. Abgeordneter 
Gilges 
(SPD) 

Haben nach Erkenntnissen der Bundesregierung 
auch Mitglieder oder Sympathisanten rechtsex-
tremistischer Organisationen oder Gruppen an 
paramilitärischen Ausbildungen der jetzt be-
kanntgewordenen Vereinigung „Bund Deut-
scher Legionäre" teilgenommen? 
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88. Abgeordneter 
Gilges 
(SPD) 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß auch 
der Wehrüberwachung unterstehende Reservi-
sten an den paramilitärischen Übungen der Ver-
einigung „Bund Deutscher Legionäre" teilge-
nommen haben und einzelne Übungen auf Bun-
deswehrschießplätzen stattfanden? 

89. Abgeordneter 
Kuhlwein 
(SPD) 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung gemeinsam 
mit der schleswig-holsteinischen Landesregie-
rung Pläne verfolgt, für die Mülltransporte zur 
DDR-Deponie Schönberg einen weiteren Grenz-
übergang in Wietingsbek im Kreis Herzogtum 
Lauenburg zu eröffnen? 

90. Abgeordneter 
Kuhlwein 
(SPD) 

Ist die Anregung zu entsprechenden Plänen vom 
Land Schleswig-Holstein ausgegangen? 

Bonn, den 14. März 1986 


